
Dübendorf: Lokale, Kantonale & Bundespolitik 

Dynamiken der politischen und 
gesellschaftlichen Entwicklung: Ein 
Lagebericht zu Dübendorf, dem Kanton 
Zürich und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft (Stand März 2026) 
1. Einleitung und makro-politischer Kontext im 
Frühjahr 2026 
Im März 2026 befindet sich die politische Landschaft der Schweiz an einem kritischen und 
hochgradig komplexen Knotenpunkt, an dem sich lokale Wachstumsdynamiken, kantonale 
Verteilkämpfe und bundespolitische Konsolidierungsbestrebungen überkreuzen. Die 
vorliegende, tiefgehende Analyse untersucht diese vielschichtigen Entwicklungen mit einem 
dezidierten Hauptfokus auf die Stadt Dübendorf, einer der am schnellsten wachsenden und 
wirtschaftlich dynamischsten Agglomerationsgemeinden des Kantons Zürich. Dübendorf 
fungiert in diesem geopolitischen und demografischen Kontext als paradigmatisches Beispiel 
für die genuinen Herausforderungen der urbanen Transformation in der modernen Schweiz. 
Die Stadt muss massive Infrastrukturprojekte, exponentiell steigende sozio-demografische 
Anforderungen und komplexe umweltpolitische Konflikte bewältigen, während gleichzeitig auf 
übergeordneten staatlichen Ebenen – im Zürcher Kantonsrat sowie in der 
Bundesversammlung in Bern – restriktive haushaltspolitische Paradigmen dominieren. 
Die Frühjahrssession der eidgenössischen Räte, welche vom 2. bis zum 20. März 2026 
angesetzt ist, wird stark von einem historischen Sparprogramm geprägt, das den 
Bundeshaushalt strukturell um bis zu 2,1 Milliarden Franken entlasten soll. Dieser enorme 
fiskalische Druck auf nationaler Ebene erzeugt unweigerlich Kaskadeneffekte, die durch den 
föderalen Finanzausgleich und Subventionskürzungen bis in die Gemeindestuben und 
lokalen Verwaltungen spürbar werden. Gleichzeitig bereitet sich das Land auf den 
sogenannten "Super-Abstimmungssonntag" vom 8. März 2026 vor, bei dem fundamentale 
Weichenstellungen zur Medienfinanzierung, zur steuerlichen Gleichstellung, zur staatlichen 
Klimapolitik und zur Währungssouveränität anstehen. Die nachfolgende Untersuchung 
seziert diese Themenkomplexe strukturiert entlang der föderalen Ebenen und legt dabei ein 
besonderes Augenmerk auf die Interdependenzen zwischen lokaler Exekutivpraxis 
(Stadtrat), lokaler Legislative (Gemeinderat), kantonaler Rahmengesetzgebung und 
bundespolitischer Strategie. Es wird aufgezeigt, wie globale Makrotrends – von der 
Digitalisierung über den Klimawandel bis hin zu Migrationsbewegungen – auf der 
Mikroebene einer Schweizer Stadt verhandelt und operationalisiert werden. 

2. Stadt Dübendorf: Urbane Transformation, 
demografischer Wandel und administrative 
Skalierung 
Die Stadt Dübendorf durchläuft gegenwärtig eine Phase beschleunigter Metropolisierung, die 
weit über das traditionelle organische Wachstum einer Vorortsgemeinde hinausgeht. Diese 
Entwicklung erfordert weitreichende, proaktive Anpassungen im administrativen Apparat, in 
der zukunftsgerichteten Raumplanung sowie in der gesellschaftlichen und technischen 
Infrastruktur. Der Stadtrat als Exekutive und der Gemeinderat als Legislative von Dübendorf 
sind mit der historisch einmaligen Aufgabe betraut, dieses rasante Wachstum zu moderieren, 
ohne die fiskalische Stabilität, die hohe Lebensqualität oder den sozialen Frieden der 
alteingesessenen Bevölkerung zu gefährden. 



2.1. Administrative Skalierung und strategische Personalplanung 
Ein zentraler quantitativer Indikator für die zunehmende Komplexität der kommunalen 
Verwaltung in einer rapide wachsenden Stadt ist die Personalplanung. Im detaillierten 
Stadtratsbulletin vom 26. Februar 2026 wurde eine signifikante und strategisch ausgerichtete 
Aufstockung des städtischen Stellenplans beschlossen, welche die operativen Prioritäten der 
Exekutive offenlegt. Der Gesamte Stellenplan für das Jahr 2026 wurde um insgesamt 480 
Stellenprozente (von bisher 23'115 auf neu 23'595 Punkte) erhöht. Diese 
Ressourcenallokation ist keineswegs homogen über die Verwaltung verteilt, sondern spiegelt 
präzise die spezifischen gesellschaftlichen und infrastrukturellen Druckpunkte der 
städtischen Entwicklung wider. 
Verwaltungseinheit / Abteilung Anpassung im Stellenplan 

2026 (in Stellenprozenten) 
Strategischer 
Bedeutungskontext 

Stadtpolizei + 100 % Erhöhtes Sicherheitsbedürfnis 
durch demografische 
Verdichtung und 
Anonymisierung in 
Neubauquartieren. 

Kindes- und 
Erwachsenenschutzbehörde 
(KESB) 

+ 100 % Zunahme komplexer familiärer 
und psychosozialer 
Betreuungsfälle im urbanen 
Raum. 

Personaldienste + 80 % Notwendigkeit der 
Rekrutierung, Bindung und 
Administration des 
wachsenden städtischen 
Personalkörpers. 

Kinder- und Jugendarbeit + 70 % Präventive Sozialarbeit zur 
Integration der wachsenden 
Kohorte an Jugendlichen. 

Freiraum & Stadtleben + 60 % Bewirtschaftung und 
Aufwertung von öffentlichen 
Plätzen angesichts dichterer 
Wohnverhältnisse. 

Hochbau + 50 % Bewältigung der Flut an 
Baugesuchen und strategische 
Quartierentwicklungsplanung. 

Einwohnerdienste + 20 % Steigendes 
Transaktionsvolumen durch 
Zuzüge, Wegzüge und 
administrative Bürgeranliegen. 

Recycling & Entsorgung + 20 % Wachsendes Abfallvolumen 
und Implementierung 
nachhaltiger 
Kreislaufwirtschaftskonzepte. 

Stab Tiefbau - 20 % Effizienzsteigerung oder 
Abschluss 
ressourcenintensiver 
Planungsphasen im Tiefbau. 

Die Verdoppelung der Kapazitäten (jeweils +100 %) bei der Stadtpolizei und der KESB ist 
eine bemerkenswerte Entwicklung, die auf eine markante Zunahme der gesellschaftlichen 
Reibungsflächen hindeutet. Bevölkerungswachstum und architektonische Nachverdichtung, 
insbesondere in grossflächigen Transformationsquartieren wie dem Hochbord, korrelieren 
empirisch mit einem erhöhten Bedarf an polizeilicher Präsenz, präventiver Sicherheitsarbeit 
und komplexeren Betreuungsfällen im familiären Umfeld. Dass der Stadtrat ab dem 1. März 



2026 zudem neue Behördenmitglieder in die KESB Dübendorf berufen hat – namentlich 
Cheryl Quissac als ordentliches Behördenmitglied sowie Toja von Allmen als Ersatzmitglied 
–, unterstreicht die personelle und qualitative Neuaufstellung in diesem politisch stets 
sensiblen Sektor der Sozialverwaltung. 
Darüber hinaus zeugt die Erhöhung der Stellen in der Kinder- und Jugendarbeit (+70 %) 
sowie im Bereich Freiraum & Stadtleben (+60 %) von einem tiefgreifenden Verständnis der 
Exekutive dafür, dass eine dichte Bebauung zwingend durch qualitativ hochwertige 
öffentliche Begegnungszonen und sozialpädagogische Begleitung kompensiert werden 
muss. Ein konkretes Beispiel für diese Bestrebungen ist die vom Stadtrat bewilligte bauliche 
Machbarkeitsstudie für die Liegenschaft an der Bettlistrasse 22. Hierbei wird die 
Transformation des Erd- und Untergeschosses in sogenannte "soziokulturelle 
Begegnungsräume" geprüft, um dem Mangel an nicht-kommerziellen Treffpunkten im 
urbanen Gewebe entgegenzuwirken. Solche Initiativen sind essenziell, um der drohenden 
Anonymisierung in Schlafstädten präventiv zu begegnen. 
2.2. Fiskalische Strategien, Liegenschaftspolitik und demografische 
Integration 
Parallel zum administrativen Ausbau agiert die Stadt Dübendorf auf dem Immobilienmarkt 
mit grosser strategischer Weitsicht, um den kommunalen Handlungsspielraum für künftige 
Generationen zu sichern. Der Stadtrat genehmigte in einem Nachtrag zu einer Sitzung aus 
dem Dezember 2025 den Erwerb von umfangreichen Stockwerkeigentumsanteilen an der 
Neugutstrasse 52/54 von der Alfred Müller AG für den substanziellen Betrag von 20,403 
Millionen Schweizer Franken. Dieses Geschäft wurde dem Gemeinderat zur endgültigen 
Ratifizierung vorgelegt. Solche strategischen Land- und Immobilienkäufe, oft als "Land 
Banking" bezeichnet, dienen der langfristigen Sicherung von Flächen für künftige öffentliche 
Nutzungen, seien es Schulen, Verwaltungsbauten oder geförderter Wohnraum, in einem 
Markt, der ansonsten von privaten Renditeerwartungen dominiert wird. 
Flankiert wird diese expansive und solide Finanzlage durch eine buchhalterische 
Neubewertung der Finanzvermögensliegenschaften im Baurecht (Sektor "Hoffnig") per 1. 
Januar 2025. Diese Neubewertung generierte einen signifikanten Buchgewinn von über 
32,33 Millionen Franken (exakt 32'333'500.00 CHF), welcher direkt dem kommunalen 
Eigenkapital gutgeschrieben wurde. Dieser finanzielle Puffer stärkt das Rating der Stadt und 
erweitert die Kreditvergabekapazität für künftige Infrastrukturprojekte massiv, was angesichts 
der kantonalen und eidgenössischen Sparübungen ein seltener Vorteil ist. Die finanzielle und 
buchhalterische Solidität erlaubt es der Stadtverwaltung, die kontinuierlich in ISO-
zertifizierten Prozessen arbeitet, ihre Rolle als aktiver Gestalter des Wirtschaftsraums 
wahrzunehmen. 
Gleichzeitig verändert sich das demografische Gesicht der Stadt durch internationale 
Zuwanderung und anschliessende Einbürgerungen. In den jüngsten Beschlüssen hat der 
Stadtrat 23 Einbürgerungsanträgen von ausländischen Staatsangehörigen (unter Vorbehalt 
der kantonalen und eidgenössischen Bewilligungen) zugestimmt, wobei die 
Gesuchstellenden primär aus europäischen Nationen wie Deutschland, Frankreich, 
Griechenland, Italien, Serbien, Spanien, Portugal, Rumänien und Ungarn stammen. In einer 
weiteren Tranche im Februar 2026 wurden 19 zusätzliche Einbürgerungen bewilligt, dieses 
Mal mit einem breiteren globalen Ursprung, einschliesslich Gesuchstellenden aus Armenien, 
Bulgarien, China, Serbien und Montenegro sowie der Slowakei. Diese kontinuierliche 
formelle Integration von Migranten in das Schweizer Bürgerrecht ist ein wesentlicher Faktor 
für die politische Legitimation der lokalen Demokratie, da die wachsende Zahl von 
Einwohnern ohne Stimmrecht langfristig ein demokratiepolitisches Defizit darstellen würde. 

3. Lokale Legislative: Der Gemeinderat als Arena der 
Stadtentwicklung 
Die politische Debatte über die Ausgestaltung dieses rasanten Wachstums findet primär im 
Gemeinderat statt, der sich im März 2026 intensiv mit den Widersprüchen der urbanen 
Transformation befasste. Die 34. Sitzung des Gemeinderates in der Legislaturperiode 2022–
2026, welche am Montag, den 2. März 2026, um 19.00 Uhr im stadteigenen Speicher der 



Oberen Mühle stattfand und per Livestream für die breite Öffentlichkeit übertragen wurde, 
illustrierte die ideologischen Bruchlinien in der lokalen Politik prägnant. Unter der Leitung von 
Gemeinderatspräsident Christian Meyer und Gemeinderatssekretärin Friederike Häfeli 
wurden weitreichende Vorstösse debattiert. 
3.1. Wohnungspolitik zwischen Marktliberalismus und staatlicher 
Intervention 
Ein zentraler Konfliktstoff im Gemeinderat betrifft die Wohnraumbeschaffung, ein Thema, das 
in fast allen prosperierenden Schweizer Agglomerationen für politische Spannungen sorgt. 
Die Fraktion der FDP reichte durch Daniel Ganz und vier Mitunterzeichnende ein Postulat mit 
dem Titel «Mehr Wohnraum durch effiziente Bewilligungsverfahren» ein, welches auf 
Deregulierung und die Beschleunigung administrativer Prozesse zielt, um dem 
Wohnungsmangel durch private Investitionen Herr zu werden. Dieser liberalen, 
angebotsorientierten Herangehensweise steht eine parlamentarische Initiative von Sabine 
Meier (FDP) entgegen, die überraschenderweise staatliche Interventionen thematisiert: Unter 
dem Titel «Grundsätze für die Vergabe preisgünstiger Wohnungen mit 
Gemeindebeteiligung» wird gefordert, klare Kriterien für geförderten Wohnraum zu 
definieren. Diese Debatte zeigt, dass selbst wirtschaftsliberale Parteien in Dübendorf den 
Druck der Bevölkerung spüren, den Zugang zu bezahlbarem Wohnraum für untere und 
mittlere Einkommensschichten aktiv durch die Kommune zu steuern. 
3.2. Mikromobilität, Kreislaufwirtschaft und Quartiergestaltung 
Ein weiteres Symptom der dichten Urbanität ist die Konflikthaftigkeit im öffentlichen Raum, 
insbesondere durch neue Mobilitätsformen. Eine Interpellation von David Siems (Grüne) und 
Mitunterzeichnenden forderte Antworten des Stadtrats zum "Wildwuchs beim Verleih von E-
Scootern und E-Bikes". Diese Form der Mikromobilität, die von Anbietern oft ohne feste 
Stationen (Free-Floating) betrieben wird, führt in Dübendorf zu blockierten Trottoirs und 
Konflikten mit Fussgängern, weshalb die Politik nach ordnungspolitischen Massnahmen 
sucht, ohne die ökologischen Vorteile dieser Verkehrsmittel gänzlich zu eliminieren. 
Darüber hinaus wurde ein Vorstoss von Thomas Maier (GLP/GEU) in Form eines Postulats 
diskutiert, welches radikale verkehrsplanerische Eingriffe im Zentrum fordert: die 
Neuorganisation von Fussgängerstreifen und die Aufhebung des Rechtsvortritts im 
Stadtzentrum. Dies spiegelt den paradigmatischen Wandel weg von der autogerechten Stadt 
hin zu einer flächengerechten Aufteilung zugunsten des Langsamverkehrs wider. Auch 
ökologische Alltagsthemen prägen die Agenda: Eine Interpellation von Tanja Boesch (Die 
Mitte/EVP) befasste sich mit der Systematik der Kunststoffsammelsäcke in Dübendorf, was 
den anhaltenden Druck auf die Optimierung der lokalen Kreislaufwirtschaft und des 
Recyclings verdeutlicht. 

4. Verkehrspolitik und Infrastruktur: Zwischen 
Quartierberuhigung und regionaler Vernetzung 
Die Mobilitätspolitik in Dübendorf manifestiert sich im Frühjahr 2026 als klassischer, schwer 
aufzulösender Zielkonflikt zwischen dem Bedürfnis nach lokaler Wohnqualität (Ruhe, 
Sicherheit) und den unerbittlichen Erfordernissen eines regionalen Verkehrsknotenpunkts in 
der wirtschaftlichen Kernzone der Schweiz. 
4.1. Zivilgesellschaftlicher Druck für flächendeckende Tempo-30-
Zonen 
Auf mikrolokaler Ebene formiert sich ein starker und exzellent organisierter 
zivilgesellschaftlicher Druck zur massiven Verkehrsberuhigung in den Wohnquartieren. Am 
30. Januar 2026 wurden dem Stadtrat gleich drei separate Petitionen zur flächendeckenden 
Einführung von Tempo-30-Zonen überreicht, die breite Unterstützung in der Bevölkerung 
fanden. Diese Petitionen betrafen das Oberdorf-Quartier (150 Unterschriften), das stark von 
Familien geprägte Sonnenberg-Quartier (unter dem emotionalen Slogan "Mehr Sicherheit für 
unsere Kinder", 420 Unterschriften) sowie das Vogel-Quartier (230 Unterschriften). Als 
formelle Reaktion darauf hat der Stadtrat umgehend technische und juristische 
Fachgutachten in Auftrag gegeben, um die rechtliche Zulässigkeit auf den übergeordneten 



Strassennetzen sowie die verkehrstechnische Machbarkeit einer solchen Entschleunigung 
zu prüfen. Dieser Trend reiht sich in eine schweizweite Bewegung ein, bei der 
innerstädtische Strassenräume zunehmend vom reinen Transitraum zum zivilen Lebensraum 
umgedeutet werden. 
4.2. Millioneninvestitionen in den Tiefbau und die 
Flottenerneuerung 
Trotz der Tendenzen zur Verkehrsberuhigung erfordert der Erhalt der grundlegenden zivilen 
Infrastruktur gewaltige finanzielle Aufwendungen, die oft im Untergrund stattfinden und daher 
politisch wenig sichtbar sind. Der Stadtrat genehmigte im ersten Quartal 2026 weitreichende 
Strassen- und Kanalsanierungen. So wurde für die Wilstrasse (Abschnitt Leepüntstrasse bis 
Fällandenstrasse) ein Sanierungsprojekt im Wert von 4,69 Millionen Franken bewilligt (wobei 
4,38 Millionen als gebundene Ausgaben deklariert wurden), welches zwingend 
Verbesserungen der Velostreifen und den Bau hindernisfreier Bushaltestellen nach den 
Vorgaben des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG) beinhaltet. Für die Alpenstrasse 
(Dietlikon- bis Bürglistrasse) wurden weitere 1,915 Millionen Franken für Strassen- und 
Kanalsanierungen freigegeben. Im Bereich der unterirdischen Abwasserentsorgung investiert 
die Stadt 500'000 Franken für die 17. Etappe der Kanalsanierung im Gebiet "Geeren" sowie 
weitere 150'000 Franken in den Generellen Entwässerungsplan (GEP) 2026 für 
Massnahmen im Perimeter "Gockhausen". 
Darüber hinaus treibt die Stadtverwaltung die Dekarbonisierung ihrer eigenen operativen 
Fahrzeugflotte konsequent voran. Der Rat bewilligte die Beschaffung zweier hochmoderner 
elektrischer Spezialfahrzeuge für die Abteilung Tiefbau: Ein "Goupil Electric Transporter G4-
S" für die Fachabteilung Stadtgrün im Wert von 63'191.80 CHF sowie einen grösseren 
"Electric Flux Orbit Van" für den Bereich Recycling & Entsorgung für beträchtliche 
185'132.05 CHF. Diese Beschaffungen belegen den Willen der Kommune, bei der Reduktion 
von lokalen Emissionen eine Vorbildfunktion für das Gewerbe einzunehmen. 
4.3. Regionale Vernetzung: Die Expansion der Glattalbahn 
Während innerhalb der Stadtgrenzen verlangsamt wird, muss Dübendorf als integraler 
Bestandteil des übergeordneten Glattal-Netzwerks agieren. Die Glattalbahn, die seit Ende 
2010 die Zonen Zürich Nord mit dem mittleren Glattal hochfrequent verbindet, ist das 
infrastrukturelle Rückgrat der urbanen Erschliessung dieser Sub-Metropolregion. Die 
Bedeutung dieses Verkehrsmittels ist gigantisch: Die betreibende VBG Verkehrsbetriebe 
Glattal AG verzeichnete in jüngster Zeit massive Zuwächse und meldete für das Jahr 2024 
einen absoluten Fahrgastrekord von 41,7 Millionen Passagieren (ein deutlicher Anstieg 
gegenüber den 39,7 Millionen im Jahr 2023 und den 35,6 Millionen im Jahr 2022). Um 
dieses Wachstum zu bewältigen, wurden in Dübendorf bereits die Taktungen der 
Zubringerbusse (Linien 748 und 756) auf einen 15-Minuten-Takt verdichtet. 
Aktuell liegt der ingenieurtechnische und planerische Fokus des Zürcher Verkehrsverbunds 
(ZVV) und der VBG auf der ambitionierten Verlängerung der Glattalbahn in Richtung der 
Flughafenstadt Kloten. Diese massiven Infrastrukturprojekte, geprägt von Ingenieuren wie 
dem Projektleiter Gleisoberbau Martin Ellwanger oder dem Architekten Kai Flender, zielen 
darauf ab, die wachsenden Pendlerströme nachhaltig auf die Schiene zu verlagern. 
Bemerkenswert ist dabei der Fokus auf ökologische Bauweisen: So wird im März 2026 in 
Kloten ein innovatives Testobjekt für eine natürlich verkleidete Stützmauer (zwischen Strasse 
und Bach) erprobt, die sich spontan begrünen soll und Lebensraum für Pflanzen und Tiere 
bietet – ein Konzept ("Grün statt Grau"), das bei erfolgreicher Bewährung auch auf künftige 
Trassee-Bauten in Dübendorf übertragen werden könnte. 

5. Der Switzerland Innovation Park Zurich (IPZ): Ein 
Wirtschaftsmotor mit nationaler Strahlkraft 
Das mit absolutem Abstand bedeutendste stadtentwicklungspolitische und 
volkswirtschaftliche Vorhaben auf dem Territorium von Dübendorf ist der Switzerland 
Innovation Park Zurich (IPZ) auf dem weitläufigen Areal des ehemaligen militärischen 
Flugplatzes. Die Historie dieses Projekts reicht tief zurück: Bereits 2012 setzte sich der 
Zürcher Regierungsrat das strategische Ziel, hier einen Innovationspark zu errichten; 2014 



beschloss der Bundesrat die Dreifachnutzung des Geländes (Innovationspark, militärische 
Bundesbasis, ziviles Flugfeld), und nach jahrelangen planungsrechtlichen Iterationen nimmt 
das Projekt nun gewaltige physische Formen an. Dieses Vorhaben illustriert exemplarisch, 
wie lokale Raumplanung mit übergeordneten kantonalen und nationalen 
Wirtschaftsinteressen im globalen Wettbewerb verschmilzt. Der IPZ bündelt 
Spitzenforschung und angewandte Industrie in zukunftsweisenden, hochkompetitiven 
Clustern wie Robotics, autonomen Systemen, Raumfahrt (Space & Aviation), Advanced 
Manufacturing und Life Sciences. 
5.1. Historischer Finanzierungsdurchbruch: Eine halbe Milliarde für 
die Zukunft 
Im späten Februar respektive Anfang März 2026 verzeichnete der IPZ einen massiven, 
weichenstellenden finanziellen Durchbruch: Die erfolgreiche Sicherung eines 
Konsortialkredits in Höhe von bis zu 445 Millionen Schweizer Franken. Dieser gewaltige 
Kreditrahmen, der unter der Federführung der Zürcher Kantonalbank (ZKB) in syndizierter 
Kooperation mit der Luzerner Kantonalbank (LUKB) und der Liechtensteinischen 
Landesbank (LLB) gewährt wurde, stellt die felsenfeste finanzielle Basis für die weitere 
Entwicklung und Erschliessung der Sektoren A und B dar. 
Diese private und halbstaatliche Gegenfinanzierung steht in einem extrem starken Kontrast 
zu den restriktiven Sparbemühungen auf Bundesebene (siehe Kapitel 7) und signalisiert ein 
enormes institutionelles Vertrauen in den Innovationsstandort Zürich und die wirtschaftliche 
Resilienz der Schweiz. Christof Domeisen, Verwaltungsratspräsident der IPZ Property AG 
(der Eigentümerin des Areals), bezeichnete die erfolgreiche Finanzierungstransaktion explizit 
als Zeichen des grossen Vertrauens in das langfristige Potenzial des Standorts. Andrea 
Thöny, Geschäftsführer der IPZ Operation AG, betonte, dass der Kredit – welcher etappiert 
abgerufen werden kann – die notwendige finanzielle Stärke sichert, um die Realisierung nun 
rasch und ohne Verzögerungen voranzutreiben. 
Die physische Entwicklung des Areals verläuft in strikt definierten Etappen: 
Entwicklungsphase / Sektor Operativer Status (Stand März 

2026) 
Geplante architektonische 
Fertigstellung 

Sektor A (Randzone) Weitgehend realisiert und 
operativ in Betrieb. 
Beheimatet bereits 
renommierte Institutionen wie 
die ETH Zürich, die Universität 
Zürich sowie erste 
hochspezialisierte 
Industriepartner aus den 
Clustern Robotics und Space. 

Vollendung der gesamten 
Randzone geplant bis 2032. 

Sektor B (Erste 
Neubauetappe) 

Der Spatenstich für das erste 
grosse Labor- und 
Bürogebäude erfolgte im 
Herbst 2025. Aktuell im 
intensiven Bauprozess. 

Eröffnung des ersten 
Gebäudes geplant für 
Sommer 2027. Bis 2032 soll 
der Sektor über ca. 100'000 
Quadratmeter 
Geschossfläche verfügen. 

Die Attraktivität dieses Ökosystems ist ungebrochen; laut der IPZ Property AG laufen derzeit 
konkrete und fortgeschrittene Verhandlungen mit potenziellen nationalen und internationalen 
Mietern, die das Profil des Innovationsparks ergänzen sollen, um ideale Bedingungen für 
Prototyping, Pilotprojekte und die industrielle Skalierung von Start-ups zu schaffen. Die 
Bedeutung des "Space-Ökosystems" wurde zudem durch strategische Veranstaltungen wie 
den Neujahrsapéro ("Lift-off mit dem Space-Ökosystem Zürich") der Zürcher 
Handelskammer am 20. Februar 2026 hervorgehoben. 
5.2. Kantonale Integration: Die neue Fachstelle IPZ 
Um die enorme ordnungspolitische und planerische Komplexität dieses 
Generationenprojekts effektiv steuern zu können, hat der Kanton Zürich strukturell reagiert. 



Auf Beschluss des Regierungsrates vom April 2025 wurde das bisherige externe 
Koordinationsmandat in die reguläre kantonale Verwaltungsorganisation überführt. 
Folgerichtig nahm am 1. Januar 2026 die neu geschaffene "Fachstelle Innovationspark 
Zürich (IPZ)" innerhalb des Amtes für Wirtschaft (AWI) der Volkswirtschaftsdirektion ihren 
operativen Betrieb auf. 
Diese Fachstelle fungiert nun als das kritische, institutionelle Scharnier zwischen der 
Volkswirtschaftsdirektion des Kantons, der Stiftung des Innovationsparks, den privaten 
Entwicklungsgesellschaften (IPZ Property AG, IPZ Operations AG) und den direkt 
betroffenen Standortgemeinden, primär Dübendorf. Ihre Aufgabe ist es, sicherzustellen, dass 
die hochkomplexe Aufgabenteilung im Sinne des Governance-Konzepts transparent und 
wirkungsorientiert umgesetzt wird. Ergänzend zu diesen Kernaufgaben widmet sich die 
Fachstelle IPZ der aktiven Entwicklung des kritischen Standortfaktors "Wirtschaftsflächen" im 
gesamten Kanton Zürich, da für Unternehmen bei Wachstum, Transformation oder 
Neuansiedlung geeignete Flächen zunehmend zu einem limitierenden Faktor werden. 

6. Umwelt-, Gesundheits- und Gesellschaftspolitik: 
Konflikte und Prävention auf kommunaler Ebene 
Während der Innovationspark das wirtschaftliche Aushängeschild der Region ist, wird das 
gesellschaftliche Klima in Dübendorf im Frühjahr 2026 von intensiven Debatten über 
Umweltbelastungen, Lärmemissionen, kulturelle Identität und die Gesundheit der jüngsten 
Generation dominiert. 
6.1. Der existenzielle Lärmkonflikt: Widerstand gegen die 
"Südstarts geradeaus" 
Eine der brisantesten und emotional am stärksten aufgeladenen politischen 
Auseinandersetzungen, die Dübendorf im Februar und März 2026 existenziell prägt, betrifft 
die nationale Luftfahrtpolitik und die direkten Immissionen des Flughafens Zürich-Kloten. Der 
Flughafen hat, in Abstimmung mit dem Bundesamt für Zivilluftfahrt (BAZL), ein revidiertes 
Betriebsreglement 2014/2017 öffentlich zur Stellungnahme aufgelegt, welches massive 
negative Auswirkungen auf die südlich gelegenen Gemeinden hat. Der absolute Kern dieses 
Konflikts liegt im sogenannten Bisenkonzept. Wenn ungünstige meteorologische 
Bedingungen (anhaltend starke Bise) das üblicherweise tagsüber geltende 
Nordanflugkonzept unmöglich machen, muss der Flugbetrieb aus Sicherheitsgründen auf 
alternative Pisten und Flugrouten ausweichen. 
Das neue Reglement sieht in diesem Fall "Südstarts geradeaus" ab der Piste 16 vor. 
Während startende Flugzeuge bei Südstarts historisch betrachtet relativ rasch nach links (in 
Richtung Osten) abdrehten, würde die neu beantragte Geradeaus-Richtung dazu führen, 
dass extrem dicht besiedelte und prosperierende Gebiete unmittelbar im Süden des 
Flughafens – allen voran das gesamte Stadtgebiet von Dübendorf – direkt und in geringer 
Höhe überflogen werden. 
Die Reaktion der lokalen Exekutive und der organisierten Zivilgesellschaft war prompt, 
vehement und juristisch wehrhaft. Der Stadtrat Dübendorf konstatierte offiziell eine drohende 
"massive Mehrbelastung" für die lokale Bevölkerung und reichte fristgerecht Einsprache 
gegen das Betriebsreglement ein. Gleichzeitig formierte sich erheblicher, strukturierter 
Widerstand über das "Fluglärmforum Süd", eine einflussreiche politische Plattform der direkt 
betroffenen Städte und Gemeinden im Süden. Diese Organisation bezeichnete die Pläne 
bereits am Publikationstag als absolutes "Worst-Case-Szenario" und forderte das BAZL 
ultimativ auf, den hängigen Beschwerden gegen dieses Konzept die rechtlich entscheidende 
"aufschiebende Wirkung" nicht zu entziehen. 
Um die Bevölkerung zu mobilisieren, veröffentlichte das Fluglärmforum Süd zusammen mit 
dem "Verein Flugschneise Süd – Nein" Mustereinsprachen, deren Einreichungsfrist am 16. 
beziehungsweise 17. Februar 2026 ablief. Flankiert wurde diese juristische Gegenwehr 
durch umfassende öffentliche Informationsveranstaltungen am 10. und 11. Februar in den 
Gemeindesälen von Uster und Zumikon. Dieser harte Konflikt verdeutlicht drastisch die 
strukturelle Asymmetrie und den unlösbaren Zielkonflikt zwischen nationalen Infrastruktur- 
und Wirtschaftsinteressen (vertreten durch BAZL und die Flughafen Zürich AG) und dem 



elementaren Anspruch auf Lärmschutz und unversehrte Eigentumsrechte in der urbanen 
Agglomeration. 
6.2. Gesundheitsprävention in der frühen Kindheit: Die Kampagne 
"Go Offline!" 
Auf tief gesellschaftspolitischer Ebene zeigt sich in Dübendorf ein bemerkenswerter, hoch 
innovativer Ansatz zur Bewältigung der Herausforderungen der digitalen Transformation im 
familiären Umfeld. Gemeinsam mit anderen Schulen und politischen Gemeinden des 
gesamten Bezirks Uster beteiligt sich die Stadt Dübendorf (vertreten durch die städtische 
Bildungslandschaft und die Primarschule) an der breit angelegten, präventiven 
Gesundheitskampagne "Go Offline!". Die Kernforderung dieser Kampagne ist in ihrer Klarheit 
radikal und stützt sich auf aktuelle pädiatrische Evidenz: Kinder unter vier Jahren sollen 
vollständig ohne digitale Bildschirme (Smartphones, Tablets, Fernsehgeräte) aufwachsen. 
Die wissenschaftliche Rationale hinter dieser weitreichenden behördlichen Intervention in 
den privaten Bereich der frühkindlichen Erziehung stützt sich auf fundierte 
entwicklungspsychologische Erkenntnisse. Medizinische und pädagogische Experten 
argumentieren, dass in den ersten, hochsensiblen Lebensjahren Kinder primär durch reale 
interpersonelle Nähe, haptisches Spiel, direkte Sprachentwicklung und physische 
Beziehungen lernen. Früher und ausgedehnter Medienkonsum beeinträchtigt die soziale, 
geistige und körperliche Entwicklung massiv und führt empirisch nachweisbar zu verspäteter 
Sprachentwicklung, fehlenden sozialen Kompetenzen, eklatantem Bewegungsmangel und 
chronischen Schlafproblemen. 
Da die Primarschulen die negativen Auswirkungen dieser Versäumnisse im späteren 
Schulalltag unmittelbar zu spüren bekommen, sehen die Behörden akuten Handlungsbedarf. 
Die Kampagne (zentriert um die Website go-offline-4.ch) agiert dabei bewusst nicht mit 
juristischen Verboten, sondern orientierend und unterstützend. Die Stadt Dübendorf flankiert 
die Initiative mit kostenlosen Kursen für Eltern, um diese im oft überfordernden Umgang mit 
allgegenwärtigen digitalen Medien zu beraten und ihnen konkrete Freizeitideen für mehr 
analoge "Offline-Zeit" an die Hand zu geben. Diese Initiative ist ein exzellentes Exempel 
dafür, wie kommunale Bildungs- und Gesundheitsbehörden proaktiv auf veränderte 
soziokulturelle Rahmenbedingungen reagieren, um Folgekosten im Bildungssystem und in 
der Psychiatrie präventiv zu minimieren. 
6.3. Kulturelles Leben und zivilgesellschaftliche Kohäsion 
Um den sozialen Kitt in einer stark wachsenden und von Pendlern geprägten Stadt wie 
Dübendorf zu erhalten, ist ein vitales kulturelles Leben essenziell. Der 
Veranstaltungskalender im März 2026 spiegelt eine diverse, lebendige Zivilgesellschaft 
wider. So lockte am 7. März 2026 eine breite Palette an Events unterschiedliche 
demografische Zielgruppen an: Vom Auftritt des Comedians Mateo Gudenrath ("Unfiltered") 
in der historischen Oberen Mühle, über Familienkino ("Woodwalkers 2") und die Schweizer 
Kult-Komödie ("Ewigi Liebi") im Kino Orion, bis hin zu anspruchsvoller griechischer Lyrik und 
Musik im Piccolo Kulturzentrum. Auch der lokale Sport spielt als Identifikationsfaktor eine 
zentrale Rolle, was das Eishockeyspiel (U21-A) des EHC Dübendorf gegen den EHC Chur in 
der KEB Winter World in Wallisellen/Dübendorf belegt. Hinzu kommen Nischenangebote wie 
"Pasta für die Ohren: Nuits d'étoiles" im Musik & Kulturraum Zwicky Sued oder 
englischsprachige Improvisations-Theater wie "PITCH BLACK - An Improvised Film Noir 
Musical" im nahegelegenen Zürich, welche die Internationalisierung der Glattal-Region 
aufzeigen. Institutionell fördert die Stadt diesen kulturellen Austausch direkt; so wurde für die 
anstehende 14. "Dübi-Mäss" (23. bis 26. April 2026) ein städtischer Kredit in Höhe von 
30'000 Franken bewilligt, um mit einem interaktiven Stand in Zusammenarbeit mit dem IPZ 
die Projekte der Verwaltung für die Bevölkerung fassbar zu machen. 

7. Kantonale Ebene: Der Zürcher Kantonsrat im 
Spannungsfeld von Austerität, Migration und 
Infrastruktur 



Die politischen Diskurse und verbindlichen Entscheidungen des Zürcher Kantonsrates (des 
180-köpfigen Kantonsparlaments) im Vorfeld und während der Frühjahrssessionen 2026 
reflektieren präzise den permanenten Balanceakt zwischen einer politisch gewollten, 
restriktiven Ausgabenpolitik der bürgerlichen Mehrheit und der absoluten Notwendigkeit, den 
bevölkerungsreichsten und wirtschaftlich stärksten Kanton der Schweiz als 
Innovationsstandort wettbewerbsfähig zu halten. 
7.1. Die harte Budgetdebatte 2026 und der Mythos des "Reptilien-
Fonds" 
Die juristische Festlegung des kantonalen Budgets für das Finanzjahr 2026 offenbarte tiefe 
ideologische Gräben bezüglich der langfristigen finanzpolitischen Strategie des Staates. Der 
von Finanzdirektor Ernst Stocker (SVP) vorgelegte offizielle Budget-Entwurf wies 
ursprünglich bei enormen Gesamtausgaben von 20,4 Milliarden Franken ein operatives 
Defizit von 125 Millionen Franken aus. In hitzigen und taktisch geprägten Debatten, die 
bereits Ende 2025 ihren Höhepunkt erreichten, gelang es der bürgerlichen Mehrheit im 
Kantonsrat in einem Kraftakt, dieses veranschlagte Defizit vorerst auf 68 Millionen Franken 
zu reduzieren. 
Der primäre finanztechnische Mechanismus dieser Defizitreduktion sorgte jedoch für 
erhebliche politische Kontroversen und Vorwürfe der Intransparenz. Der mit Abstand grösste 
Einzelposten der beschlossenen Kürzungen (exakt 50 Millionen Franken) betraf das 
kantonale Sammelkonto 4950, welches in der politischen Umgangssprache als "Reptilien-
Fonds" bezeichnet wird und den trockenen offiziellen Titel "Verrechnete Zinsen und nicht 
zugeordnete Sammelpositionen" trägt. Mit 107 zu 61 Stimmen beschloss der Rat, bei diesem 
wenig greifbaren Fonds massiv zu kürzen. 
Die vereinigte links-grüne Opposition (SP, Grüne, Alternative Liste) kritisierte diesen Schritt 
in seltener Schärfe als reinen buchhalterischen Taschenspielertrick. Das fundamentale 
Problem: Da abstrakte Sparbeschlüsse auf diesem Sammelkonto de facto operativ nicht 
zwingend bindend sind, erhält die Finanzdirektion keinen echten, inhaltlich definierten 
Sparauftrag für spezifische Verwaltungseinheiten; die Finanzzahlen werden lediglich auf dem 
Papier politisch geschönt. Kantonsrätin Selma L'Orange Seigo (Grüne, Zürich) verweigerte 
Kürzungen ohne inhaltliche Begründung, während Judith Anna Stofer (AL, Dübendorf) der 
Mehrheit vorwarf, mangels eigener konstruktiver Ideen planlos zu agieren. Markus Schaaf 
(EVP, Zell) bezeichnete den Antrag gar als Ausdruck von "Planungslosigkeit, Bequemlichkeit 
und Mutlosigkeit" und entlarvte die Taktik: Es handele sich lediglich um eine kosmetische 
Budgetkorrektur, um mittelfristig den kantonalen Steuerfuss – der aktuell bei 98 Prozent liegt 
und vom Regierungsrat wie auch von Mitte-Links vorerst nicht angetastet werden soll – 
senken zu können. Diese Debatte illustriert die oft performative Natur von parlamentarischen 
Haushaltsdebatten, bei denen Symbolik über realwirtschaftliche Effekte dominiert. 
7.2. Asyl- und Migrationspolitik: Das krachende Scheitern der 
Bezahlkarte 
Ein weiteres, hochgradig polarisierendes und emotional aufgeladenes Thema im Zürcher 
Kantonsrat war die Debatte um die flächendeckende Einführung einer sogenannten 
"Bezahlkarte" für Asylsuchende, welche im Rahmen einer kantonalen Anpassung des 
Migrationsgesetzes intensiv diskutiert wurde. Der Vorstoss, der primär von den 
rechtsbürgerlichen Parteien SVP und FDP orchestriert und vorangetrieben wurde, sah vor, 
kantonale staatliche Unterstützungsleistungen für den Lebensunterhalt nicht länger in bar 
auszugeben, sondern als zweckgebundenes Guthaben auf einer physischen, digital 
kontrollierbaren Karte auszurichten. 
Die ideologischen Befürworter argumentierten mit einem klassischen Pull-Faktor-Narrativ: 
Eine solche Karte würde den millionenfachen Transfer von Schweizer Steuergeldern zurück 
in die Herkunftsstaaten der Migranten radikal unterbinden, das lukrative Geschäftsmodell 
globaler Schlepperorganisationen schwächen (da diese in bar bezahlt werden müssen) und 
insgesamt die Attraktivität des Kantons Zürich als "El Dorado für Asylbewerber" drastisch 
senken. Sie verwiesen dabei wiederholt auf vergleichbare politische Implementierungen in 
der Bundesrepublik Deutschland, wo laut Angaben der Zürcher Initianten bereits signifikante 
Effekte auf die Rückreisebereitschaft frustrierter Asylbewerber festgestellt worden seien. 



Trotz dieser pointierten Argumentation scheiterte die Vorlage im Zürcher Kantonsrat 
krachend. Eine pragmatische Allianz aus linken, grünen und zentristischen Parteien lehnte 
das restriktive System aus administrativen und menschenrechtlichen Erwägungen ab. Die 
entscheidende politische und fachliche Unterstützung erhielt die Ablehnungsfront durch den 
parteilosen, aber als Hardliner bekannten Sicherheitsdirektor Mario Fehr (ehemals SP). Fehr 
bekämpfte die Bezahlkarte vehement und demontierte die Argumentation der SVP mit dem 
Hinweis, dass das System in Deutschland administrativ hochkomplex, fehleranfällig und in 
seinen ordnungspolitischen Zielen faktisch gescheitert sei. Die SVP warf den Linken 
daraufhin Heuchelei vor: Jene politischen Kräfte, die ansonsten für Schweizer Bürger das 
Bargeld aus Transparenzgründen am liebsten abschaffen würden, würden hier die finanzielle 
Privatsphäre von Asylbewerbern überhöhen. Diese Entscheidung zementiert vorerst die 
Beibehaltung des bewährten Bargeldsystems im Zürcher Asylwesen und stellt eine klare, 
fachlich begründete Zurückweisung der reinen symbolpolitischen Abschreckungsstrategie 
dar. 
7.3. Infrastrukturinvestitionen, Bildungselite und 
Regulierungsresistenz 
Jenseits dieser grossen ideologischen und medial dominierenden Themenkomplexe 
befasste sich der Kantonsrat im Frühjahr 2026 mit massgeblichen Sachgeschäften zur 
Förderung und Sicherung des akademischen und kulturellen Standorts Zürich. Die 
Kommission für Bildung und Kultur (KBIK) genehmigte mit deutlicher Mehrheit (11 zu 4 
Stimmen) einen substanziellen Objektkredit über 25 Millionen Franken zur strategischen 
Erhöhung der Zahl der Studienplätze für Humanmedizin an der altehrwürdigen Universität 
Zürich (UZH) – ein absolut kritischer und längst überfälliger Schritt zur systemischen 
Bekämpfung des latenten, demografisch bedingten Ärztemangels in der Schweiz. Ebenso 
bewilligte die Kommission für Energie, Verkehr und Umwelt (KEVU) einstimmig 9,94 
Millionen Franken für die ökologische Revitalisierung der Sihl beim Sihlwald, was den Willen 
zu nachhaltigen Umweltinvestitionen unterstreicht. Auf kultureller Ebene wurde die 
Eigentümerstrategie des Opernhauses Zürich genehmigt, was die Bindung an kulturelle 
Leuchttürme festigt. 
Im Bereich der Bauinfrastruktur und Deregulierung zeigte sich das Parlament hingegen 
erstaunlich zögerlich bei weitreichenden regulatorischen Eingriffen in das historisch 
gewachsene Rechtssystem. Die gewichtige Kommission für Planung und Bau (KPB) lehnte 
in einer knappen Abstimmung (8 zu 7 Stimmen) eine brisante Änderung des Planungs- und 
Baugesetzes (PBG) ab, welche explizit "verkürzte Fristen im Baubewilligungsverfahren" 
(Motion 182/2021) gefordert hatte. Diese restriktive Entscheidung auf kantonaler Ebene steht 
in einem faszinierenden, direkten Spannungsverhältnis zur lokalen Ebene in Dübendorf, wo 
bürgerliche Politiker (FDP) exakt zeitgleich im März 2026 ein Postulat für exakt denselben 
Abbau von Hürden ("Mehr Wohnraum durch effiziente Bewilligungsverfahren") einreichten. 
Es zeigt sich hierbei die immense juristische und politische Schwierigkeit, berechtigte 
Beschleunigungswünsche der Bauwirtschaft mit den fundamentalen, rechtsstaatlich 
garantierten Einspruchsmöglichkeiten der Anwohner und mächtigen Umweltverbände in 
Einklang zu bringen. Zudem wurde im Kantonsrat das Bauprogramm der Staatsstrassen für 
die Jahre 2026–2028 (Vorlage 6039) ohne grosse Friktionen formell zur Kenntnis 
genommen, womit die mittelfristige, kapitalintensive Verkehrsplanung des Kantons 
weitgehend bestätigt wurde. Zuletzt wurde ein neues Gesetz über die Bereitstellung von 
Grundstück- und Gebäudedaten (GBGG) auf den Weg gebracht, um die Digitalisierung der 
Verwaltung voranzutreiben. 
## 8. Bundesebene: Die eidgenössische Frühjahrssession 2026 und fundamentale 
Verfassungsentscheide 
Auf der obersten eidgenössischen Ebene blickt die politische und wirtschaftliche Schweiz im 
März 2026 mit grosser Anspannung nach Bern. Die dreiwöchige Frühjahrssession von 
Nationalrat und Ständerat (2. bis 20. März 2026) ist absolut dominiert vom zähen Ringen um 
den Bundeshaushalt und dem Zwang zur Sanierung der Staatsfinanzen. Gleichzeitig, am 8. 
März, entscheidet der Souverän (das Volk und die Stände) an der Urne über vier 
hochkomplexe Verfassungs- und Gesetzesvorlagen, die das mediale, steuerliche, 



währungspolitische und ökologische Fundament des Landes auf Jahrzehnte hinaus 
tangieren. 
8.1. Das historische eidgenössische Sparprogramm: Fiskalische 
Austerität und ihre Opfer 
Der Schweizerische Bundesrat hat als Antwort auf drohende finanzielle Schieflagen ein 
umfassendes und einschneidendes Sparprogramm geschnürt, das den Bund mittelfristig um 
bis zu 2,1 Milliarden Franken jährlich entlasten und die Einhaltung der verfassungsmässigen 
Schuldenbremse garantieren soll. Dieses drakonische Programm ist die zwingende 
fiskalische Reaktion auf die massiven strukturellen Defizite, die durch die enormen 
Ausgaben der jüngsten Krisenjahre (COVID-19-Pandemie, Ukraine-Krieg, Bankenrettungen) 
sowie durch exponentiell steigende, gesetzlich gebundene Ausgaben im Bereich der 
Altersvorsorge (AHV) und der massiven Aufrüstung der Armee entstanden sind. Der 
Nationalrat (die grosse Kammer) begann in der ersten Sessionswoche im frühen März 2026 
mit der rigorosen und teils polemischen Bereinigung dieses Pakets, wobei es zu 
schmerzhaften und symbolträchtigen Kürzungsentscheiden kam. 
Ein erstes, markantes Opfer der bürgerlich dominierten Sparmassnahmen wurde das eigene 
Bundespersonal. Entgegen dem moderateren Antrag des Bundesrates beschloss der 
Nationalrat mit einer klaren Mehrheit von 121 zu 66 Stimmen (bei 5 Enthaltungen), den 
Bundesangestellten für das Jahr 2026 lediglich einen minimalen Teuerungsausgleich von 0,1 
Prozent zuzugestehen. Diese harte Massnahme spart dem Bund zwar exakt 27,2 Millionen 
Franken ein (die Gesamtsumme für den Teuerungsausgleich schrumpft auf 6,8 Millionen 
Franken), sendet jedoch ein verheerendes psychologisches Signal an den Staatsapparat. 
Die Fraktion der Mitte, vertreten durch Yvonne Bürgin (Zürich), warnte in der Debatte 
eindringlich davor, dass das Budget aktuell nur dank buchhalterischer "Kunstgriffe" 
schuldenbremsenkonform sei und beschwor die reale Gefahr eines staatlichen Notbudgets 
herauf, sollte die kompromisslose Austeritätspolitik der SVP (vertreten durch Skeptiker wie 
Thomas Stettler) und der FDP (Damien Cottier) am Ende in der Schlussabstimmung oder im 
Ständerat scheitern. 
Zwei weitere, ordnungspolitisch hoch umstrittene Massnahmen des Sparprogramms greifen 
tief in die gesellschaftliche Struktur ein: die Medienvielfalt und die Klimapolitik. Die 
sogenannte "Massnahme 33" sieht die drastische Kürzung beziehungsweise vollständige 
Streichung der indirekten Presseförderung für die Mitgliedschafts- und Stiftungspresse vor. 
Akteure der Zivilgesellschaft, wie der einflussreiche Schweizerische Mieterinnen- und 
Mieterverband (SMV), die zwingend auf diese postalische Förderung für ihre dreisprachigen 
Publikationen (wie "Mieten und Wohnen", "Droit au logement", "Inquilini Uniti") angewiesen 
sind, wehren sich vehement. Sie argumentieren staatspolitisch, dass diese 
Fachpublikationen eine unverzichtbare Informationsrolle übernehmen und den 
demokratischen Diskurs sowie den sozialen Zusammenhalt über die Sprachgrenzen hinweg 
sichern; diese Förderung zu streichen, sei ein Anschlag auf die Demokratie. 
Ebenso umstritten ist die "Massnahme 52", welche eine radikale Priorisierung von 
Subventionen in der nationalen Klimapolitik erzwingt. Dabei sollen künftig Einnahmen aus 
der staatlichen CO2-Abgabe, die bisher in das äusserst erfolgreiche Gebäudeprogramm zur 
energetischen Sanierung alter Bausubstanz flossen, vermehrt und umverteilend in die 
Förderung neuer, industrieller Technologien umgeleitet werden. Der Mieterverband warnt mit 
drastischen Worten davor, dass ein Wegfall der Sanierungsgelder unausweichlich zu 
höheren und unregulierten Mietzinsaufschlägen führen wird, was die soziale Verträglichkeit 
der ohnehin teuren Energiewende bei der unteren Mittelschicht komplett unterminiert. 
Darüber hinaus beugte sich der Nationalrat über eine brisante Vorlage im Bereich der 
Gesundheitspolitik, die seit Jahren hängig war: die gesetzliche Einführung einer Vorab-
Gebühr von 50 Franken für Patienten, die wegen vermeintlicher "Bagatellfälle" die 
hochspezialisierten Spitalnotfallaufnahmen aufsuchen. Obwohl diese Massnahme aus 
ökonomischer Sicht die chronisch überlasteten Notfallstationen entlasten und das 
sogenannte "Moral Hazard"-Problem im Gesundheitswesen minimieren soll, stösst sie auf 
breiten, parteiübergreifenden Widerstand. Die mächtige Ärzteverbindung FMH und der 
Spitalverband H+ warnen eindringlich vor massiven administrativen 



Umsetzungsschwierigkeiten bei der Triage und vor allem davor, dass finanziell vulnerable 
und ungebildete Bevölkerungsgruppen aus Angst vor dieser Strafgebühr davon 
abgeschreckt werden könnten, rechtzeitig lebensrettende ärztliche Hilfe zu suchen. Diese 
Debatte offenbart die tiefe Krise des Schweizer Gesundheitswesens, in dem Kostendruck 
zunehmend in Konflikt mit dem ethischen Auftrag der Medizin gerät. Weitere traktandierte 
Geschäfte umfassten das KVG (freiwillige qualitätsabhängige Spitaltarife), das 
Landesversorgungsgesetz sowie die "Ernährungsinitiative" für eine nachhaltigere inländische 
Produktion. Im Vorfeld der Session reichten Parlamentarier (wie Simon Buri, GLP, oder 
Elisabeth Dubler, Grüne) zudem diverse Motionen zu umweltpolitischen Nischenthemen ein, 
etwa zum Schutz von Vögeln vor tödlichen Glasflächen. 
8.2. Der Super-Abstimmungssonntag vom 8. März 2026: 
Souveränität, Medien und Steuern 
Parallel zur hitzigen Parlamentssession in Bern, an welcher intensiv über den Voranschlag 
2026 debattiert wird (mit einer eventuellen Abstimmung über Anträge der 
Einigungskonferenz am 18. März ), findet am 8. März 2026 ein eidgenössischer 
Abstimmungssonntag statt. Dieser Tag kann aufgrund der verfassungsrechtlichen Tragweite 
der vier zur Disposition stehenden Vorlagen als historisch für die Schweizer 
Direktdemokratie eingestuft werden. Bemerkenswert ist dabei das äusserst seltene 
Abstimmungsverfahren zur Bargeld-Initiative: Erstmals seit der berüchtigten 
Ausschaffungsinitiative im Jahr 2010 kommt auf Bundesebene wieder das komplexe 
Verfahren nach Artikel 139b der Bundesverfassung zur Anwendung. Bei diesem Verfahren 
äussern sich die Stimmberechtigten separat zur Volksinitiative und zu einem direkten 
Gegenentwurf des Parlaments, ergänzt durch eine entscheidende Stichfrage für den Fall, 
dass beide Texte das doppelte Mehr (Volk und Stände) erreichen sollten. Das Bundesamt für 
Kommunikation unter der Leitung des Bundesrates Albert Rösti informierte die Bevölkerung 
im Vorfeld intensiv. 
Das eklatante Fehlen von kantonalen Abstimmungsvorlagen im Kanton Zürich am selben 
Tag (aufgrund mangelnder abstimmungsreifer Geschäfte, wie der Regierungsrat per 
Beschluss im Oktober 2025 festhielt) fokussierte die gesamte politische Aufmerksamkeit, 
Energie und Wahlkampfbudgets auf diese vier eidgenössischen Vorlagen. Die lokalen 
Parteisektionen in Agglomerationen wie Dübendorf haben sich dazu frühzeitig und 
kompromisslos positioniert und spiegeln den nationalen ideologischen Riss präzise wider. 
Die Vorlagen im Detail und ihre weitreichende politische Resonanz: 
Abstimmungsvorlage Inhaltliche Zusammenfassung 

und Mechanismus 
Politische Frontlinien & Lokale 
Parolen (Beispiel 
Dübendorf/Zürich) 

1. Volksinitiative "Bargeld 
ist Freiheit" & direkter 
Gegenentwurf 

Die Initiative ("Ja zu einer 
unabhängigen, freien 
Schweizer Währung mit 
Münzen oder Banknoten") 
fordert die explizite, 
verfassungsmässige 
Absicherung der 
Bargeldversorgung zur 
Verhinderung eines rein 
digitalen Finanzsystems. Der 
Bundesbeschluss über die 
schweizerische Währung 
fungiert als weicherer, direkter 
Gegenentwurf. Abstimmung 
nach Art. 139b BV. 

Die SVP (auch Kanton Zürich, 
repräsentiert durch Mauro 
Tuena) unterstützt die 
Initiative massiv als 
ultimativen Garanten für 
persönliche Freiheit, staatliche 
Zurückhaltung und Schutz der 
Privatsphäre vor digitaler 
Überwachung. Linke Parteien 
(SP Dübendorf, Grüne 
Dübendorf) empfehlen ein 
NEIN zur Initiative, 
befürworten aber den 
massvolleren Gegenentwurf 
(JA in der Stichfrage). 

2. SRG-Initiative ("200 
Franken sind genug!") 

Verlangt die radikale 
Begrenzung der 
obligatorischen Radio- und 
Fernsehabgabe für 

Linke und grüne Parteien (inkl. 
SP und Grüne Dübendorf) 
lehnen diese "Anti-SRG-
Initiative" kategorisch ab, da 



Abstimmungsvorlage Inhaltliche Zusammenfassung 
und Mechanismus 

Politische Frontlinien & Lokale 
Parolen (Beispiel 
Dübendorf/Zürich) 

Privathaushalte auf maximal 
200 Franken pro Jahr (aktuell 
335 Fr., vom Bundesrat ab 
2029 ohnehin auf 300 Fr. 
gesenkt). Zudem fordert sie 
die absolute Befreiung 
sämtlicher Unternehmen von 
der Abgabepflicht, betrifft aber 
nur die SRG, nicht lokale 
Privatsender. 

sie das finanzielle Rückgrat 
des medialen Service Public in 
der mehrsprachigen Schweiz 
zerstören würde. Für die neue 
SRF-Führungsebene wird 
dieser Tag zum Schicksalstag. 
Bürgerliche und gewerbliche 
Kräfte sympathisieren mit der 
finanziellen Entlastung für 
Unternehmen. 

3. Klimafonds-Initiative Offiziell: "Für eine gerechte 
Energie- und Klimapolitik: 
Investieren für Wohlstand, 
Arbeit und Umwelt". Fordert 
massive, milliardenschwere 
staatliche Investitionen 
(Fonds) in den beschleunigten 
Klimaschutz und die 
ökologische Transformation 
der Schweizer Wirtschaft. 

Die Initianten aus dem primär 
linken und grünen Lager (SP 
Dübendorf, Grüne) werben 
logischerweise für ein starkes 
JA. Die SVP (Sektion Zürich, 
vertreten durch Nina Fehr 
Düsel) bekämpft die Vorlage 
aufs Schärfste als "ineffektiv, 
hochgradig ideologisch und 
als Aufbau eines 
milliardenschweren, 
staatlichen 
Umverteilungsapparats ohne 
realen klimatischen Nutzen". 

4. Bundesgesetz über die 
Individualbesteuerung 

Zielt auf die historische 
Abschaffung der sogenannten 
"Heiratsstrafe". Ehepaare und 
Unverheiratete sollen künftig 
strikt individuell besteuert 
werden. Jede Person 
versteuert fortan 
ausschliesslich ihr eigenes 
Einkommen und Vermögen zu 
einem einheitlichen 
Steuertarif, unabhängig vom 
Zivilstand. Indirekter 
Gegenvorschlag zur 
"Steuergerechtigkeits-
Initiative", gegen den von der 
Mitte das Referendum 
ergriffen wurde. 

Die Vorlage geniesst eine 
seltene, aber brüchige Allianz: 
Von progressiven Kräften, die 
die wirtschaftliche 
Unabhängigkeit von Frauen 
stärken wollen, bis hin zu 
Linken (SP Dübendorf sagt 
explizit JA zu einer "gerechten 
Individualbesteuerung"). 
Konservative Familienpolitiker 
und die politische Mitte 
(Referendumsführer) fürchten 
die steuerliche 
Benachteiligung von 
traditionellen 
Einverdienerehen. 

Dieses dichte Abstimmungsprogramm, das Fragen der medialen Grundversorgung, der 
staatlichen Einmischung in die Währungspolitik, der massiven ökologischen Umverteilung 
und des fundamentalen Steuerrechts bündelt, zwingt die Wählerschaft im März 2026 zu 
einer klaren ideologischen Verortung zwischen einem starken, intervenierenden Sozial- und 
Ökostaat und einem schlanken, auf Eigenverantwortung und wirtschaftlicher Freiheit 
basierenden System. 

9. Synthese und systemische Erkenntnisse 
Die profunde Analyse der politischen und gesellschaftlichen Ereignisse im März 2026 legt 
tiefergehende, systemische Mechanismen und inhärente Widersprüche des Schweizer 
Föderalismus im 21. Jahrhundert schonungslos offen. 



Auffällig ist erstens die diametral gegenläufige finanzielle und operative 
Entwicklungsdynamik zwischen der Bundesebene und der lokalen kommunalen Ebene, am 
Beispiel der Stadt Dübendorf. Während der Bund in Form des restriktiven 2,1-Milliarden-
Sparprogramms eine harte Phase der Austerität und der Ressourcenkürzung (exemplifiziert 
durch den fast nicht existenten Teuerungsausgleich beim eigenen Personal von 0,1 Prozent) 
einleitet , befindet sich eine aufstrebende Kommune wie Dübendorf in einer Phase massiver, 
unaufhaltsamer staatlicher Expansion. Eine Aufstockung der Stellenprozente um fast 500 
Einheiten im städtischen Verwaltungsapparat (+100 % bei KESB und Polizei) beweist 
empirisch, dass sich das demografische und wirtschaftliche Wachstum in den 
Agglomerationen nicht durch abstrakte Sparvorgaben aus Bern aufhalten lässt. Die operative 
und psychologische Last der Urbanisierung – von der Sicherheit über die komplexe soziale 
Betreuung bis hin zur physischen Infrastruktur – fällt ultimativ auf die Ebene der Gemeinden 
zurück, die diese Herausforderungen notfalls durch eigene Landkäufe (Neugutstrasse) und 
Buchgewinne kompensieren müssen. 
Zweitens manifestiert sich am eindrücklichen Beispiel des Innovationsparks Zürich (IPZ) in 
Dübendorf ein bemerkenswerter, fast trotziger Mechanismus der privat-staatlichen 
wirtschaftlichen Resilienz. Trotz eines in Bern debattierten Notbudgets und eines straffen 
kantonalen Haushalts (welcher sich in der performativen Reduktion des "Reptilien-Fonds" zur 
oberflächlichen Defizitvermeidung erschöpft) , gelingt es dem vitalen Grossraum Zürich, für 
strategisch essenzielle Zukunftsbranchen fast eine halbe Milliarde Schweizer Franken an 
Bankenkrediten (ZKB, LUKB, LLB) zu mobilisieren. Dies unterstreicht die These, dass 
enormes Kapital für hochrentable, wissensbasierte Ökosysteme (Robotik, Space, Life 
Sciences) weiterhin überregional im Überfluss verfügbar ist, solange die staatlichen Akteure 
– wie der Kanton Zürich durch die kluge Schaffung der "Fachstelle IPZ" im AWI – absolute 
politische Planungssicherheit und Governance garantieren. Der Staat agiert hier nicht als 
Bremser, sondern als hochpotenter Enabler des High-Tech-Kapitalismus. Drittens 
verdeutlicht der existenzielle Konflikt um die "Südstarts geradeaus" am Flughafen Zürich 
sowie die lokale Dübendorfer Debatte um Petitionen für Tempo-30-Zonen und die 
Eliminierung des Rechtsvortritts , dass die psychologische und physische Toleranzgrenze 
der urbanen Bevölkerung gegenüber infrastrukturinduzierten Immissionen (Lärm, Abgase, 
Verkehrsdichte) definitiv erreicht ist. Der wehrhafte, juristisch orchestrierte Widerstand des 
Dübendorfer Stadtrats und des Fluglärmforums Süd gegen das BAZL und die 
Flughafenbetreiber ist kein isoliertes, egoistisches NIMBY-Phänomen ("Not In My 
Backyard"). Vielmehr ist es symptomatisch für den wachsenden, kaum lösbaren Zielkonflikt 
zwischen der Notwendigkeit einer reibungslosen nationalen und internationalen Vernetzung 
und dem fundamentalen Anspruch auf lokale Lebensqualität und unversehrten Wohnraum. 
Es ist ordnungspolitisch zu erwarten, dass solche exzellent organisierten lokalen Vetomächte 
die Realisierung jeglicher nationaler Infrastrukturprojekte in den kommenden Dekaden weiter 
verzögern und verteuern werden. 
Schliesslich zeigen gesellschaftliche und ordnungspolitische Vorstösse auf kommunaler wie 
nationaler Ebene, dass die Grenzen staatlicher Intervention stetig neu verhandelt werden. 
Die Kampagne "Go Offline!" im Bezirk Uster veranschaulicht, wie sich Bildungsbehörden 
gezwungen sehen, tief in mikrosoziologische, intime Kernbereiche der Familie (die 
frühkindliche Smartphone-Nutzung von Unter-Vierjährigen) vorzuwagen, um präventiv 
öffentliche Gesundheitskrisen abzuwenden. Auf Bundesebene spiegeln die Abstimmungen 
zur Individualbesteuerung und zur SRG-Initiative denselben fundamentalen Kulturkampf 
wider: Die permanente Spannung zwischen dem Wunsch nach einem korrigierenden, 
starken Staat (sei es durch Klimafonds oder Mediengebühren) und den von konservativen 
Kräften (wie der Zürcher SVP) geforderten radikalen Rückzug des Staates aus der Wirtschaft 
und dem privaten Portemonnaie. 
Insgesamt zeichnet sich das Bild einer stark fragmentierten, aber hochgradig dynamischen 
Schweiz im März 2026. Es ist eine Nation, die auf der Makroebene in Bern mühsam 
versucht, durch schmerzhafte Austerität finanzielle Disziplin zu wahren, während sie auf der 
Mikroebene in Städten wie Dübendorf gezwungen ist, im Akkord massiv in die Bewältigung 
der urbanen, technologischen und demografischen Verdichtung zu investieren. Dübendorf 
steht dabei stellvertretend im Epizentrum dieser tektonischen politischen Verschiebungen 



und illustriert sowohl die beispiellose wirtschaftliche Resilienz als auch die enormen, 
alltäglichen Reibungsverluste des modernen, föderalen Schweizer Staates. 
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